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AIDS: Engagement zwischen Hysterie 
und Verharmlosung
Gerd Paul
Deutsche AIDS-Hilfe
AIDS geht jeden an! -  Es hat lange gedauert, 
bis das Motto der Berliner Tagung im Novem­
ber 1986 zu einer öffentlich kaum mehr bestrit­
tenen Botschaft werden konnte, und ich ent­
sinne mich noch sehr genau, wie wir in den An­
fängen unserer Arbeit dieses Motto gegen eine 
eher bornierte Haltung in der breiten Öffentlich­
keit durchzusetzen begonnen haben.
Allzu lange haben nur allzuviele geglaubt, die 
gesundheitlichen und gesellschaftlichen Pro­
bleme der erworbenen Immunschwäche auf 
Minderheiten abwälzen zu können, die man 
bloß mehr oder weniger zartfühlend auszu­
grenzen braucht, um sich des Problems zu ent­
ledigen.
Daß die zuerst sichtbar gewordenen Betroffe­
nengruppen in dieser Hinsicht eine oft grau­
same Geschichte der Unterdrückung hinter 
sich haben -  hoffentlich wirklich hinter sich ha­
ben -  war für manche nichts weiter als ein zu­
sätzlicher pikanter, mit Häme gemischter Reiz 
der ganzen Angelegenheit.
1. Stichwort: Nazizeit, KZ, LaRouche
2. Stichwort: Angstschatten
3. Stichwort: Wahrnehmung,

Antenne, Alarmstufe
Dennoch halte ich fest: trotz vieler, o ft hysteri­
scher und oft unmenschlicher einzelner Ereig­
nisse und trotz nach wie vor angstschürender 
Entgleisungen in einigen Massenmedien hat 
aber das zivilisatorische Korsett zumindest in 
den Kernbereichen unserer Gesellschaft bis 
heute der Versuchung widerstanden, das 
AIDS-Problem auf Sündenböcke zu delegieren 
und diese dann stellvertretend zu opfern; daß 
es so bleibt und daß die bereits mancherorts er­
folgten Einbrüche der Gegenaufklärung sich 
zurückbilden, betrachten w ir als eine der zen­
tralen Aufgaben unserer Arbeit. Wir sind über­
aus erleichtert, daß mit dieser Deutlichkeit und 
Courage dazu von verantwortlicher, politischer 
Stelle Aussagen gegen Zwangsmaßnahmen 
gemacht werden. Ich kann dem inhaltlich 
nichts mehr hinzufügen außer der Hoffnung, 
dies möge lange politisch Bestand haben und 
nicht wechselnden Konjunkturen unterworfen

sein, und daß dies auch andernorts gehört 
wird, wo manche dieser Aussagen ganz offen­
sichtlich noch nicht angekommen sind.
Hierfür haben w ir Bündnispartner gewonnen, 
und wir hoffen, weitere zu gewinnen.
Wir haben deshalb auch dazu beigetragen-als  
Mitinitiatoren dieser großen AIDS-Konferenz - ,  
daß diese Veranstaltung schwerpunktmäßig 
ein gesundheitspolitischer Kongreß wird, auf 
dem die Krankheit AIDS unter zahlreichen so­
zialen, psychologischen und politischen 
Aspekten diskutiert werden soll.
Wir sind dem Senat von Berlin und insbeson­
dere der Gesundheitsverwaltung dankbar, daß 
sie als Organisatoren dieses Anliegen so 
schnell in die Tat umgesetzt haben.
Als AIDS-Hilfe engagieren w ir uns aus Betrof­
fenheit und persönlicher Anteilnahme am 
schrecklichen Leiden und Sterben im engen 
Freundeskreis; w ir tun es als Vertreter von dis­
kriminierten und vielfach verfolgten Minderhei­
ten; aber w ir tun es vor allem, weil w ir wissen, 
daß nur in einem Klima von Rationalität und 
Aufklärung die Infektionskrankheit AIDS wirk­
sam bekämpft und besiegt werden kann.
Die Einsicht in die Notwendigkeit, daß diesen 
gleichermaßen individuell-persönlichen, medi­
zinisch-biologischen und gesellschaftlich-poli­
tischen Herausforderungen durch aktives En­
gagement zu begegnen ist, wird auch begleitet 
von und mischt sich mit Wut und Angst. Angst 
vor dem tückischen und bislang unbesiegten 
Virus. Verärgerung über zögerliche Förderung 
unserer Aufklärungs-, Informations-, Bera- 
tungs- und Betreuungsarbeit und Furcht vor 
der Krankheit und ihren möglichen gesell­
schaftlichen Folgen.
Wut und Angst aber sind schlechte Ratgeber. 
Und dies ist auch die erste und einer der wich­
tigsten Lehren aus unserer Arbeit: der Umgang 
mit AIDS erfordert Vernunft, Weitsicht, Einfüh­
lungsvermögen und Augenmaß auf allen Sei­
ten.
Rationalität im Umgang mit dem Virus HIV darf 
sich nicht auf die Labors der Forschung und die 
Marktanalysen der forschenden pharmazeuti-
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sehen Industrie beschränken. Denn so unver­
zichtbar die Beiträge der virologischen, immu­
nologischen und therapeutischen Forschung 
für die Bewältigung des Problems sind, und so 
sehr wir uns vor den rasanten Fortschritten die­
ser Disziplinen verbeugen: Rationalität muß 
auch im gesellschaftlichen Umgang mit dem 
Virus die Oberhand haben und behalten.
Gegen dieses Gebot wird vielfach verstoßen: 
i> Katastrophenszenarios auf der Basis von 
Hochrechnungen können keine Grundlage für 
eine vernünftige Einschätzung der Risiken dar­
stellen -  nicht für Fachleute und erst recht nicht 
für die breite Öffentlichkeit.
> Horrorgeschichten über AIDS-Ansteckung 
im sozialen Umgang vernebeln den Blick für 
die tatsächlichen Risiken.
> Gummihandschuhe im Umgang mit Antikör­
per-Positiven oder Arbeitsverbote in Gefäng­
nisküchen und Restaurants schüren völlig un­
begründete Ängste, die nahezu zwangsläufig 
zur Diskriminierung und Ausgrenzung führen.
I> Undifferenzierte Angst vor Sexualverkehr -  
das zeigen mittlerweile auch empirische Stu­
dien aus den USA -  führt oft genug dazu, daß 
die wirklich existentiell wichtigen Gebote des 
Safer Sex im Ernstfall oft nicht eingehalten wer­
den.
> Angst und falsche Scham vor einer auch not­
wendigerweise öffentlich und offen zu führen­
den Aufklärung über Sexualität und sexuelle 
Obertragungswege des HlV-Virus setzen Tabu- 
Schranken vor Menschenleben.
Angst behindert Aufklärung, Angst auf Seiten 
der infizierten Betroffenen und der Erkrankten 
ist gesundheitsschädlich. Die Diagnose „posi­
tiv“ oder „AIDS“ ist individuell nicht nur eine 
körperliche Katastrophe, sondern führt auch 
zu psychischen Schocksituationen größten 
Ausmaßes. Zusätzliche Angst, Panik und Ver­
unsicherung von außen beschleunigt das indi­
viduelle Krankheitsgeschehen, führt vorzeitig 
zum Tod. Wir wissen, daß mit Angst viel Geld 
verdient werden kann, und daß Angst auch als 
Mittel der Politik eingesetzt wird. Wir wissen 
auch, daß wir keine Macht haben, den Angst­
machern mit Argumenten das Handwerk zu le­
gen. Wir können nur appellieren und aufklären. 
Das werden wir auch weiterhin tun.
Der Vorrang der Prävention ist die zweite Lehre 
aus unserer bisherigen Arbeit. Das klingt banal, 
weil und solange es keinen Impfstoff und keine 
wirksame Therapie gegen AIDS gibt.

Aber von einer Umsetzung der Lebensweis­
heit, daß Vorbeugen besser als Heilen ist, sind 
wir gesundheitspolitisch trotz mancherlei posi­
tiver Ansätze leider noch weit entfernt. Lassen 
Sie mich daher einige Thesen zur AIDS-Präven- 
tion vortragen, die pointiert formuliert sind und 
im Einzelnen auch nicht für jeden angenehm 
sein mögen. Sie sind aber das Ergebnis der er­
fahrungsgeleiteten Erkenntnisse hunderter eh­
renamtlicher Helfer bundesweit, die seit Jahren 
im Kampf gegen AIDS engagiert sind:
AIDS ist eine Infektionskrankheit, die durch be­
stimmte Sexualpraktiken sowie durch intrave­
nösen Drogengebrauch übertragen werden 
kann. Der Kampf gegen Infektionskrankheiten 
ist eine klassische Aufgabe der Gesundheits­
politik. Der Kampf gegen die Infektionskrank­
heit AIDS ist mithin kein Tummelplatz der Se­
xual-, Sitten- oder Drogenpolitik. Für den 
Kampf gegen die Krankheit AIDS kann deshalb 
vor allem von dem wenigstens in Mitteleuropa 
letztlich erfolgreichen Kampf gegen die großen 
alten Infektionskrankheiten gelernt werden -  
im Positiven wie im Negativen. Ich bin froh dar­
über, daß gerade rechtzeitig zum Kongreß eine 
erste sozialwissenschaftliche (und trotzdem, 
wie ich meine, lesbare) Analyse erschienen ist, 
die die konkreten gesundheitspolitischen 
Schlußfolgerungen und Implikationen aus die­
ser einfachen Einsicht darlegt.
Ich meine das Buch: „AIDS kann schneller be­
siegt werden -  Gesundheitspolitik am Beispiel 
einer Infektionskrankheit“, das der Berliner So­
zialwissenschaftler Rolf Rosenbrock vorgelegt 
hat.
Rationalität also auch In der Gesundheitspoli­
tik. Und das heißt für uns vor allem -  ich wieder­
hole -  Vorrang der AIDS-Prävention: flächen­
deckende, gezielte, systematische Aufklärung 
über Infektionssituationen. 
Zielgruppenspezifisch an jene Teile der Bevöl­
kerung gerichtet, seien sie hetero-, bi- oder ho­
mosexuell, die aus welchen Gründen, Launen 
oder Stimmungen heraus auch immer, wech­
selnde sexuelle Kontakte haben, sowie an die­
jenigen, die sich intravenös Drogen zuführen. 
Die Krankheit AIDS hat diese vor die existentiell 
unabweisbare und objektive Notwendigkeit ge­
stellt, sich von Situationen freizuhalten, in de­
nen das Virus übertragen werden kann. Diese 
Situationen finden sich nur in höchst sensiblen 
und privaten Bereichen des Menschen -  in der 
Sexualität und im -  meist illegalen -  Drogenge-
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brauch. Das heißt: Nur mit den Mitteln gezielter 
und konkreter Aufklärung und auf der Basis von 
kooperativer Einsicht und Eigenverantwortlich­
keit besteht überhaupt eine Chance, AIDS zu 
besiegen.
Wie nun ist diese aktuelle Aufgabe zu lösen? 
Ich habe es bereits betont: Sicherlich nicht 
durch Angst, und sicherlich erst recht nicht 
durch gesellschaftlichen oder staatlichen 
Zwang. Hart formuliert: Wer unter dem Strich 
weniger AIDS-Tote haben will und ehrlich und 
lebensnah rechnet, kann weder für Angstma­
che noch für Zwangsmaßnahmen sein. Die Ab­
wesenheit von Zwang und Angst im Umgang 
mit AIDS ist eine funktionale Forderung der Ge­
sundheitspolitik, sie ist nicht einfach eine Bitte 
der Betroffenen um humane Behandlung.
Diese Einsicht sollte Allgemeingut bleiben und 
gerade in besonders diskriminierten Regionen 
unserer Gesellschaft wie Gefängnissen sowie 
bei der Behandlung von Ausländern und Prosti­
tuierten politisch -  zum Teil wieder -  durchge­
setzt werden.
Da Prävention mit Angst und Zwang nicht funk­
tionieren kann, bleibt nur die durch Aufklärung 
und Beratung angestoßene und aufrechterhal­
tene Selbstverantwortlichkeit.
Das ist nicht primär eine Aufgabe für den Staat 
und seine zentralen Institutionen. Das muß 
möglichst dezentral und betroffenennah orga­
nisiert werden. Medien und Sprache können 
nicht immer die sein, die eine Behörde wählen 
würde.
AIDS-Prävention ist also betroffenennahe, de­
zentrale und in Teilbereichen relativ autonome 
Aufklärung, Beratung und Betreuung der und in 
den betroffenen Gruppen. Denn die Aufklärung 
muß an den unterschiedlichen Lebenslagen 
der potentiell betroffenen Gruppen mit ihren 
unterschiedlichen Szenen und den unter­
schiedlich verteilten Risikosituationen anset­
zen. Das gilt für heterosexuelle Sub-Szenen 
ebenso wie für die Schwulenszenen und die 
verschiedenen Drogen- und Prostitutionssze­
nen. Diesen Feldern der AIDS-Aufklärung müs­
sen auch die Träger der Aufklärung gerecht wer­
den.
Nun ist es kein Geheimnis, daß das seit 1983 
spontan entstandene Netzwerk von mittler­
weile fast 40 regionalen und lokalen AIDS-Hil- 
fen mit rund zweitausend ehrenamtlichen Mit­
arbeitern überwiegend von Schwulen getragen 
wird. Sie haben nicht den Kopf in den Sand ge­

steckt, sondern sich aktiviert und sich der Her­
ausforderung gestellt -  im menschlichen Be­
reich der Betreuung ebenso wie in der Aufklä­
rung und Öffentlichkeitsarbeit. Das liegt sicher 
vor allem daran, daß in Europa und den USA 
aus der Gruppe der Schwulen/Homosexuellen 
bis heute rund 70 Prozent der Opfer stammen. 
Es liegt aber auch daran, daß die anderen Be­
reiche aus unterschiedlichen Gründen zum Teil 
schwerer direkt ansprechbar sind.
Die Gruppen der promisken Heterosexuellen 
sind diffus. (Nicht nur die.) Sie sind nur in voller 
Öffentlichkeit und mit völlig unmaskierten Bot­
schaften über Einzelheiten des sexuellen Ver­
haltens, vor allem überden Kondom-Gebrauch 
bei wechselnden Partnern, zu erreichen. Selb­
storganisation gibt es da fast noch nicht, und 
die absolut öffentliche Verbreitung der Präven­
tionsaussagen stößt auf Bedenken, während 
andererseits häufig gleichzeitig Schreckensge­
mälde von dieser Krankheit entworfen werden. 
Dies ist kein rationaler Umgang mit einem Ge­
sundheitsproblem.
Bei den übrigen Betroffenen-Gruppen liegen 
die Probleme anders:
Fixer sind offenbar kaum organisiert und haben 
kaum zugängliche Szenen. Aber auch hier gibt 
es ausbaubare Ansätze. Man wird freilich we­
nig ohne den Einsatz und die Sachkunde von 
Street-Workern, Suchttherapeuten und Ex- 
Usern erreichen. Die Prostituierten haben in 
einigen Großstädten angefangen, sich zu orga­
nisieren, und wo sie dies getan haben, auch so­
fort zum Teil hervorragende AIDS-Aufklärung 
betrieben. Auch diese Ansätze müssen unter­
stützt und ausgebaut werden.
Das gilt ganz unabhängig davon, wie man als 
Bürger und Gesundheitspolitiker zu Problemen 
der Sexualität, der Sucht und der Prostitution 
steht.
Was heißt das für die Organisation der AIDS- 
Prävention?
Eine den Problemen angemessene Form der 
Vermittlung von Aufklärung, Beratung und Be­
treuung sind die AIDS-Hilfen. Wer Prävention 
will, muß sie politisch, moralisch und materiell 
fördern. Frau Süssmuth und Herr Fink wissen, 
wie ernst es uns damit ist.
Die bestehenden und weiter wachsenden 
AIDS-Hilfen können die Gesamtheit der Aufklä- 
rungs- und Präventionsprobleme nicht alleine 
lösen. Einzelakteure mit einem hohen Quantum 
an Selbstdarstellungssucht nutzen uns an die-
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ser Stelle allerdings auch sehr wenig. Obwohl 
bei uns außerordentlich viele Frauen mitarbei- 
ten -  bei uns (in der Geschäftsstelle des Dach­
verbandes) sind es 40 Prozent, und durchaus 
nicht als Hilfskräfte -  ist die AIDS-Hilfe ein vor­
rangig aus der Schwulen-Bevölkerung entstan­
denes Netzwerk. Die Prävention muß auch für 
die anderen Gruppen organisiert werden. Denn 
jeder Viruskontakt von heute kann eine AIDS- 
Erkrankung in drei bis sieben Jahren bedeuten. 
Wir müssen uns also erweitern.
Auch dabei muß uns geholfen werden.
Die anwesenden Gäste der nicht-homosexuel­
len männlichen Majorität mögen sich ange­
sprochen fühlen; sie werden mit offenen Armen 
bei uns aufgenommen.
Hilfe bedeutet nicht nur die Bewilligung von 
Stellen und von Geld. Mindestens genauso 
wichtig sind zwei weitere Hilfen:
> Erstens: Es dürfen durch die Art der Zuwen­
dung und durch Auflagen nicht die Möglichkei­
ten verbaut werden, jeweils dezentral, vor Ort, 
in der jeweiligen Szene aufzuklären, zu beraten 
und zu betreuen.
t> Zweitens: Das gesellschaftliche Klima, so­
weit es von Politik und verantwortungsvollen 
Medien zu beeinflussen ist, muß so sein, daß 
vertrauensvolle Kommunikation mit den po­
tentiell und zumindest partiell am Rande der 
Gesellschaft lebenden Gruppen möglich bleibt 
bzw. möglich wird. Wer das durch Angstma­
che, Gegenaufklärung und Zwangsmaßnah­
men verhindert, muß sich den Vorwurf gefallen 
lassen, vermeidbare AIDS-Erkrankungen zu­
mindest mit in Kauf genommen zu haben. 
Wenn und insoweit diese beiden Voraussetzun­
gen erfüllt sind, können die AIDS-Hilfen wirk­
sam arbeiten. Die in den USA erreichten Quo­
ten von zum Beispiel 60 bis 80 Prozent Einhal­
tung der Regeln des Safer Sex gelten als Ziel­
größe, die zu erreichen, möglicherweise zu 
überbieten und -  ganz wichtig -  zu stabilisieren 
ist. Sehr viel mehr kann Prävention durch Auf­
klärung nicht erreichen. Aber mit welchen an­
deren Mitteln könnte ein solcher Erfolg erzielt 
werden? Mit Razzien, Meldepflicht, Zwangste­
stung und Angstmanipulation erreicht man si­
cher sehr viel weniger. Jedenfalls weniger 
AIDS-Prävention.
Aber auch wenn die AIDS-Hilfen politisch und 
materiell adäquat unterstützt würden, wenn sie 
sich auf alle Betroffenen-Gruppen beziehen 
könnten und ein halbwegs störungsarmes ge­

sellschaftliches Klima bestünde: Die AIDS-Hil­
fen wären immer noch überfordert. Es gibt in je­
der Stadt und in jeder Region besondere Pro­
bleme mit AIDS, die auch der administrativen 
Regelung bedürfen, sei es durch das Verbot 
der Ausgabe von in jeder Hinsicht unsinnigen 
AIDS-Zertifikationen für Prostituierte, sei es der 
Zugang für Safer-Sex-Botschaften in die Mas­
senmedien, sei es die Aufklärung über AIDS im 
Schulunterricht: Das sind sämtlich öffentliche 
Aufgaben, die die AIDS-Hilfen nur anstoßen 
und unterstützen können, die aber der Auf­
nahme und der Durchführung durch die örtli­
chen Institutionen, vor allem durch die Gesund­
heitsämter, bedürfen. Ganz abgesehen davon, 
daß sich dort auch ein sehr bedeutendes direk­
tes Beratungspotential findet. Orts- und pro­
blemnahe AIDS-Prävention bedarf deshalb der 
aktiven Mitwirkung vor allem der lokalen Ge­
sundheitsämter.
Ich fühle mich nicht wohl, wenn ich dies sage. 
Denn ich weiß, daß der Umgang mit AIDS in der 
Bundesrepublik von Stadt zu Stadt sehr erheb­
lich differiert. München und Frankfurt sind Bei­
spiele, die durchaus nicht als nachahmenswert 
gelten können. Wir sehen aber die Notwendig­
keit, mit den örtlichen Behörden eng zusam­
menzuarbeiten, wir haben keine Berührungs­
ängste -  und wir wollen diese Zusammenarbeit 
auch. Aber sie ist nur dort möglich, wo die poli­
tisch Verantwortlichen vor Ort auch wirklich pri­
mär an die Gesundheit und an die AIDS-Prä­
vention denken und nicht zum Beispiel an Mo­
ral, Bürgerruhe oder Demagogie.
Über den engeren Rahmen der AIDS-Hilfen hin­
aus hielte ich beispielsweise auch eine intensi­
vere Kommunikation zwischen Schwulenorga- 
nisationen und staatlichen Institutionen für 
sinnvoll: vorausgesetzt, der Staat nimmt 
Schwule nicht mehr als Unpersonen wahr.
Das gilt in gleichem Maße auch für Prostituierte 
(Stricher) und Drogenabhängige.
Enge Zusammenarbeit mit den örtlichen Be­
hörden also dort, wo es geht. Das gleiche gilt 
für die Institutionen der medizinischen Versor­
gung, also für die Arztpraxen und Krankenhäu­
ser. Es wäre gut, wenn sich in diesen Institutio­
nen allgemein das Bewußtsein durchsetzen 
würde, daß die Prävention von AIDS keine pri­
mär medizinisch zu lösende Aufgabe ist. Wo 
Ärzte korrekt aufklären und beraten, sind wir 
dankbar und betrachten dies wegen des be­
sonderen Ansehens der Ärzte für Fragen der
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Gesundheit auch als wertvollen Gewinn für die 
Prävention.
Kritisch und ablehnend werden wir überall 
dort, wo Mediziner die derzeitige medizinische 
Hilflosigkeit gegenüber der Krankheit AIDS mit 
Pseudokativitäten zu kaschieren versuchen. 
Oder wo sie meinen, mit Todesangst präventi­
ves Verhalten erzeugen zu können. Ich meine 
damit die unkritische Empfehlung und Vor­
nahme der HIV-Antikörper-Tests.
Der Test hat nichts mit Prävention (im hier be­
handelten Sinne) zu tun. Aus ihm folgen keiner­
lei medizinische Maßnahmen. Er ist eine Früh­
erkennungsuntersuchung mit einem individuell 
nicht interpretierbaren Ergebnis über die Wahr­
scheinlichkeit, irgendwann ARC- oder AIDS- 
Symptome zu entwickeln. Aus dem Test folgt 
auch für das Alltags- und das Sexualverhalten 
nichts. Denn die Regeln des Safer Sex gelten 
für alle Betroffenen, keineswegs nur für die Pro­
banden mit positivem HIV-Antikörper-Befund. 
Früherkennungsuntersuchungen an symptom­
losen Menschen ohne spezifische medizini­
sche oder verhaltensbezogene Konsequenzen 
sind ein Verstoß gegen die Regeln der ärztli­
chen Kunst, das steht in jedem einschlägigen 
Lehrbuch. Auch die Reichsversicherungsord­
nung enthält klare Ausführungen. Wir sind ver­
wundert darüber, wie wenig dieser Wider­
spruch innerhalb der ärztlichen Profession dis­
kutiert wird.
Wohlgemerkt: Wir sind nicht gegen den Test. Er 
wurde entwickelt und ist sinnvoll für die Siche­
rung von Blutprodukten und Transplantaten. Er 
ist manchmal für die Ausschluß- und Diffe­
rential-Diagnose bei erkrankten Personen 
wichtig. Und er ist auch erforderlich für epi­
demiologische Untersuchungen über Entste­
hung und Verlauf der Virusinfektion. Dies aber 
nur dann, wenn die Regeln der epidemiologi­
schen Forschung eingehalten werden. Wir 
müssen feststellen, daß dies bei uns, wie auch

sonstwo, sehr häufig nicht der Fall ist. Soziale 
und sozialepidemiologische Kriterien werden 
häufig ebenso wenig eingehalten wie die Re­
geln der statistischen Auswertung, vor allem in 
Form von Hochrechnungen.
Dem ersten könnte durch Einbeziehung der 
Kompetenz anderer wissenschaftlicher Diszi­
plinen und aus den betroffenen Gruppen abge­
holfen werden; dem zweiten durch den Verzicht 
auf Sensationshascherei.
Es ist selbstverständlich, daß sich unsere Posi­
tion sofort verändern würde, wenn aus dem 
Test eine spezifische medizinische Eingriffs­
möglichkeit folgen würde, die den Übergang 
von HIV-Antikörper-positiv zur Entwicklung 
von ARC- oder AIDS-Symptomen beeinflußt. 
Den gegenwärtigen Umgang mit dem Test hal­
ten wir für gesundheitspolitisch und unter dem 
Gesichtspunkt der AIDS-Prävention für kontra­
produktiv. Wir halten eine sachliche und wis­
senschaftliche Diskussion dieser Frage für er­
forderlich.
Lassen Sie mich zusammenfassen:
1. Der Kampf gegen AIDS ist heute und auf ab­
sehbare Zeit ein Kampf um die Prävention.
2. Die Prävention ist gegenwärtig und auf ab­
sehbare Zeit Aufklärung, Beratung und Betreu­
ung in extrem sensiblen und privaten Berei­
chen.
3. Flächendeckende und zeitstabile Verhaltens­
änderungen in diesen Bereichen können nur er­
reicht werden, wenn den AIDS-Hilfen -  als den 
wichtigsten Organisationen der Prävention -  
die grundsätzlichen Möglichkeiten zur Verfü­
gung gestellt werden, die Botschaft der Präven­
tion möglichst ungestört zu vermitteln.
4. Die zentralstaatlichen Institutionen haben 
vorrangig die Aufgabe, diese Arbeit politisch, 
klimatisch und materiell zu ermöglichen. Die 
dezentralen Institutionen des öffentlichen Ge­
sundheitswesens sind unverzichtbare Partner 
der Prävention.
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